
Die Förderung erneuerbarer Ener-
gien ist ein wesentliches Element
der europäischen und der natio-

nalen Energie- und Klimapolitik.
Europa beabsichtigt, den Anteil der er-
neuerbaren Energien am Energiever-
brauch bis 2020 auf 20 Prozent zu erhö-
hen. In Deutschland werden die erneuer-
baren Energien in erster Linie durch
das EEG gefördert, das Erneuerbare-
Energien-Gesetz. Denn Energie aus
Wind, Wasser und Sonne, Biomasse und
Geothermie können nicht nur dazu bei-

tragen, energiebedingte Umweltbelas-
tungen wesentlich zu verringern. Sie
schonen zugleich erschöpfbare Rohstof-
fe. Das mindert die Versorgungs- und
Preisrisiken, die mit Energieimporten
verbunden sind.

Als Wachstumsbranche mit erhebli-
chem Exportpotenzial ist der Bereich au-
ßerdem auch industrie- und technologie-
politisch attraktiv. Durch den Ersatz fos-
siler Energien können erneuerbare Ener-
gien auch die Treibhausgasemissionen
vermindern und damit – insbesondere
auch in langfristiger Sicht – helfen, den
Klimawandel zu begrenzen. Eine ver-
stärkte Nutzung erneuerbarer Energien
dient somit letztlich den klassischen ener-
giepolitischen Zielen Versorgungssicher-
heit, Wirtschaftlichkeit und Umweltver-
träglichkeit.

Der weitere Ausbau erneuerbarer
Energien erfordert sowohl Forschung
und Entwicklung als auch wirksame In-
strumente zur Unterstützung der Markt-
einführung. Durch diese Unterstützung
sollen sich zukunftsfähige Märkte für
neue Technologien entwickeln und die
Kosten mehr und mehr gesenkt werden.

In den letzten Wochen mehren sich al-
lerdings Stimmen seitens der Medien
und aus dem Kreis von Wirtschaftswis-
senschaftlern, die eine gezielte Förde-
rung erneuerbarer Energien ablehnen.
Dabei wird insbesondere die Auffassung
vertreten, dass eine solche Förderung im
Zusammenhang mit dem europäischen
Emissionshandel nicht notwendig oder
sogar schädlich sei. Die wesentliche
Wechselwirkung zwischen Emissions-
handel und Förderpolitik ergibt sich da-
raus, dass die Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien fossile Energien substi-
tuiert und damit die Nachfrage von
Kraftwerksbetreibern nach Emissions-
zertifikaten vermindert. Sofern nicht in
gleichem Maße die Gesamtmenge an
Emissionsrechten vermindert wird, kann
dies zu sinkenden Preisen für die Zertifi-

kate führen. Die Folge wäre, dass für an-
dere klimaschädliche Produktionen die
Emissionen günstiger werden. Dem Kli-
ma wäre dadurch nicht geholfen.

Eine mangelnde Abstimmung zwi-
schen Emissionshandel und Förderpoli-
tik kann sich insbesondere dann ergeben,
wenn jene Minderung der Emissionen,
wie sie die erneuerbaren Energien bewir-
ken, in die Festlegung der Emissionsober-
grenzen nicht richtig einfließt. Selbst in
diesem Fall wäre allerdings nicht die
Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass die
Förderpolitik unwirksam sei. Mit glei-
chem Recht könnte man eine mangelnde
Wirksamkeit des Emissionshandels be-
klagen. Bei einem kombinierten Instru-
menteneinsatz helfen jedoch gegenseiti-
ge Schuldzuweisungen nicht weiter, son-
dern allein eine ausreichende Koordinati-
on der Instrumente, damit eine möglichst
gute Gesamtwirkung erreicht wird. Dies
gilt im Übrigen ebenso für das Zusam-
menspiel des Emissionshandels mit poli-
tischen Maßnahmen, etwa zur Verminde-
rung des Stromverbrauchs.

Es wäre somit falsch, die Förderung er-
neuerbarer Energien jetzt auslaufen zu
lassen. Im Gegenteil: Die Förderpolitik
muss künftig engagiert fortgeführt und
weiterentwickelt werden, damit erneuer-
bare Energien - zusammen mit einer Stei-

gerung der Energieeffizienz - wirksam
zu einer nachhaltigen Energieversor-
gung beitragen können.

Auch der Vorwurf, die Förderung der
Solarenergie verschlinge unverhältnis-
mäßig hohe finanzielle Summen – auf bis
zu 77 Milliarden Euro wird die reale,
nicht abdiskontierte Mehrbelastung bis
zum Jahre 2033 beziffert – ist übertrie-
ben. Zwar ist es richtig, dass die Vergü-
tungssätze, die das EEG für bestimmte er-
neuerbare Energien vorsieht, angepasst
werden müssen – etwa, wenn die Kosten
von Solarmodulen fallen. Eine Mehrbe-
lastung von 77 Milliarden Euro durch die
Förderung der Solarenergie kann aber
nur dann auftreten, wenn der Anlagenbe-
stand vom Jahre 2009 bis 2013 um min-
destens 2000 Megawatt pro Jahr zuneh-
men würde. Das entspricht der Größe
von vier bis fünf Kraftwerksblocks.

Dieser Zuwachs wird so kaum zu reali-
sieren sein. Denn selbst die Übertra-
gungsnetzbetreiber gehen von einem viel
kleineren Wachstum ab dem Jahre 2010
aus, nämlich von maximal 1000 Mega-
watt pro Jahr. Die jährlichen Vergütun-
gen für Photovoltaik würden somit im

Jahr 2013 rund 4,5 Milliarden Euro betra-
gen, davon würden vier Milliarden Euro
auf die Strompreise überwälzt. Nach An-
gaben der Übertragungsnetzbetreiber be-
tragen die gesamten Photovoltaik-Vergü-
tungen bis 2015 35,5 Milliarden Euro, bis
2013 sind es 25,1 Milliarden Euro. Inner-
halb von 25 Jahren würde sich die Mehr-
belastung auf rund 50 Milliarden Euro
summieren.

Zweifellos ist die Solarstromför-
derung ungewöhnlich hoch, sie sollte
deutlich reduziert werden. Deshalb sind
im EEG hierfür bereits sehr hohe Degres-
sionssätze festgeschrieben, die sich zu-
dem automatisch weiter erhöhen, wenn
der Ausbau bestimmte Grenzen über-
schreitet. Wichtig ist dabei eine stetige
Förderpolitik, sodass abrupte Störungen
der Marktentwicklung vermieden wer-
den.

Wichtig ist vor allem, dass die Instru-
mente gut aufeinander abgestimmt und
nicht gegeneinander ausgespielt werden.
Das EEG sollte fortgeführt werden, die
Vergütungssätze müssen je nach Kosten-
degression angepasst werden. Auch der
Emissionsrechtehandel sollte verbessert
werden. Anders als bisher müssen sich
Emissionsobergrenzen auch im Nach-
hinein noch anpassen lassen, wenn die
Emissionen stark fallen. Wenn die Ober-
grenzen der Emissionen alle zwei bis vier
Jahre angepasst werden würden, ließen
sich die Wechselwirkungen besser
berücksichtigen. Die Belastungen für die
Verbraucher blieben damit geringer.

Wer sauberen Strom will, muss ihn auch fördern
Erneuerbare Energien werden sich nur durchsetzen können, wenn die Einspeisung des grünen Stroms belohnt wird.

Das hilft dem Klima – solange andere Klimaschutz-Instrumente richtig darauf abgestimmt werden. Von Claudia Kemfert
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